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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 10 BauNVO)
1.1 Das Sonstige Sondergebiet - Zimmerei dient der Unterbringung 

eines Zimmereibetriebs mit dazugehörigen Anlagen.
1.2 Zulässig sind ein Zimmereibetrieb einschließlich notwendiger 

Betriebs- und Nebenanlagen sowie eine Wohnung für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonal bzw. Betriebsinhaber und -leiter, die 
dem Betrieb zugeordnet und ihm in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet ist.

2. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Innerhalb der festgesetzten Fläche sind mindestens im Abstand von 10 m 
einheimische Laubbäume zu pflanzen bzw. vorhandene Gehölze zu erhalten. 
Ausfälle sind durch Neupflanzungen zu ersetzen.

3. Allgemeine Zulässigkeit von Vorhaben (§§ 9 Abs. 2 und 13a Abs. 3a 
BauGB)
Im Rahmen der festgesetzten Nutzung sind nur solche Vorhaben 
zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durch- 
führungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags 
oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags bleiben 
unberührt.
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Es gelten die BauNVO 1990 und die PlanZVO 1990

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 8  - Gemeinde Midlum für das Gebiet Aussiedlungshof 16

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB)  wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom ........... folgende 
Satzung über den Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Text (Teil B), erlassen: 

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Übersichtsplan 
(ohne Maßstab)

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung 
vom 14.02.2017.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang 
vom ....................... erfolgt. 

2. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung 
berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs. 1 BauGB am ............... 
unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.  

3. Die Gemeindevertretung hat am ...................... den Entwurf des B-Planes 
mit Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

4. Der Entwurf des B-Planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom ................ bis 
................ während der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am ....................... durch 
Aushang ortsüblich bekannt gemacht.

5. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung 
berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am ................ zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 

.......................................     ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

6. Der katastermäßige Bestand am ...................... sowie die 
geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden als 
richtig bescheinigt. Ausgeschlossen ist die Lage der Wasserflächen.

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Abteilungsleiter des Landesamtes für

Vermessung und Geoinformation
Schleswig-Holstein Abt. 6
(Unterschrift)

7. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am ............... geprüft. 
Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

8. Die Gemeindevertretung hat den B-Plan, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B) am ................. als Satzung beschlossen und 
die Begründung durch (einfachen) Beschluss gebilligt. 

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

9. Die B-Plansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

...................................... ....................................
(Ort, Datum, Siegelabdruck) Bürgermeister 

(Unterschrift)  

10. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindevertretung und die Stelle, 
bei der der Plan mit Begründung auf Dauer während der Sprechstunden von 
allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft 

erteilt, sind am .................... durch Aushang ortsüblich bekannt 
gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 
BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüchen geltend zu 
machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 
Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die 

Satzung ist mithin am ..................... in Kraft getreten. 

...................................... ....................................

(Ort, Datum, Siegelabdruck) (Unterschrift) 

N
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LVermGeoSH, 
12.05.2017
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ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR.1 BAUGB; §§ 4, 8 BauNVO)
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